
D. ZUSAMMENFASSUNG
Bis zum Abschluss eines Gerichtsverfahrens darf keine Ver-
folgungsverjährung eingetreten sein. Bei Prüfung dieser von
Amts wegen zu beachtenden Verfahrensvoraussetzung ist zu-
nächst zu bestimmen, von welcher Verjährungsfrist auszuge-
hen ist (§ 78 StGB), wobei die Problematik der selbstständi-
gen und unselbstständigen Qualifikationen gekannt werden
muss. Anschließend ist zu überprüfen, wann die Frist zu
laufen begann (§ 78 a StGB) und ob der Fristablauf eventuell
durch eine Ruhensvorschrift gehemmt war (§ 78 b StGB)
bzw. durch bestimmte Prozesshandlungen unterbrochen

worden ist (§ 78 c StGB). Besondere Aufmerksamkeit ver-
dient die Frage, ob bei mehreren Beteiligten die Verjährung
ausnahmsweise zu unterschiedlichen Zeitpunkten eintritt,
weil entweder Unterbrechungshandlungen nur gegenüber
einzelnen Tätern vorgenommen wurden oder sich der Gehil-
fen- bzw. Anstiftervorsatz lediglich auf abgrenzbare Teilakte
bezog.

Nach Rechtskraft der Entscheidung kommt eine Vollstre-
ckung der vom Gericht verhängten Strafe oder Maßnahme
nicht mehr in Betracht, wenn zwischenzeitlich Vollstre-
ckungsverjährung eingetreten ist.
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& SACHVERHALT
Auf dem Heimweg von einem Workshop des Vereins „Freunde der Schusswaffe“ wird
Veronika Cronau (V) auf einer menschenleeren Straße von Bernd Ortenau (B) mehrfach
angesprochen. Genervt von dem angetrunkenen B brüllt sie ihn an, er solle sie in Ruhe lassen.
Daraufhin kommt dieser ihr noch näher, um ihr mit Schlägen Manieren beizubringen. Wütend
über dieses von ihr erkannte Vorhaben holt sie ihren registrierten historischen Smith &Wesson
Revolver aus der Tasche und weist B darauf hin, dass er besser Abstand halten solle. Zunächst
hält B auch beeindruckt Abstand. Als V den Revolver aber wieder einpackt, kommt es zu
einem Handgemenge, bei dem das neue iPhone 5s der V von B versehentlich zerstört wird und
das Motorola-Smartphone des B zu Boden fällt. B wird die Sache nun zu heiß und er will
abhauen. V ist jetzt aber sehr verärgert. Sie hebt das Handy des B auf und ruft ihm zu, dass sie
dieses erst wieder herausgebe, wenn er ihr das iPhone ersetze. Ansonsten wolle sie sich seine
Adresse aus dem Handy besorgen. B läuft ihr daraufhin hinterher und versucht, der V sein
Handy aus der Hand zu treten. V reicht es nun. Sie holt den Revolver wieder hervor und
schießt B mit Tötungsabsicht direkt in die Brust, obwohl sie zu Recht davon ausging, dass
allein das erneute Hervorholen der Waffe B von weiteren Aktionen abgehalten hätte. B sinkt
schwer verletzt zu Boden und rührt sich nicht mehr. V geht davon aus, dass sie B getötet habe.
Nun doch erschrocken über ihre Tat, geht sie zum nächsten Wohnhaus und erzählt dem dort
lebenden Rafael Giek (R), dass sie B erschossen habe. Dieser ruft die Polizei, die sich – wie in
solchen Fällen üblich – zusammen mit einem Rettungswagen auf den Weg macht. V geht nur
davon aus, dass gleich die Polizei kommen und sie festnehmen würde. Weitere Gedanken kann
sie in diesem Moment kaum fassen. Wieder zurück bei dem am Boden liegenden B ruft auch V
in Verzweiflung mit dem Handy des B bei der Polizei an, um ihre Tat zu gestehen. Als sie am
Telefon alles erzählt hat, merkt sie, dass B noch lebt. Sie bittet den Polizeibeamten schnell Hilfe
zu schicken, da B sonst möglicherweise verbluten würde. Kurz darauf trifft die von R gerufene
Polizei mit dem Notarztwagen ein. B wird gerettet, wobei allerdings eine große, unschöne
Narbe auf seiner Brust zurückbleibt.

Nach vollständiger Genesung beschließt B, diese Narbe von dem Schönheitschirurgen
Michael Zahn (M) entfernen zu lassen, um – so wurde es ihm versprochen – wieder so schön
wie früher zu sein. In seiner Praxis führt M die mehrstündige Operation mit vollständiger
Betäubung entgegen ärztlichen Standards ohne Anästhesisten durch, worüber er B vorsätzlich
nicht aufklärt. B erleidet während der Operation einen Herz-Kreislauf-Stillstand und muss
von M reanimiert werden, wobei sich B übergibt. Nach Säuberung des Mundraumes ver-
abreicht M Sauerstoff mittels einer Maske. Zudem führt er im Laufe der nächsten Stunden
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Adrenalin und andere Medikamente zu. Da er hierbei nicht auf die Hilfe eines Anästhesisten
zurückgreifen kann, verstoßen die von M durchgeführten Maßnahmen gegen die ärztliche
Kunst und sind wirkungslos. Dies erkennt M dann auch. Obwohl er nunmehr die Todesgefahr
für B erfasst, wenn er nicht bald Hilfe in einem Krankenhaus erhält, ruft er nicht den Notarzt,
damit sein Behandlungsfehler nicht aufgedeckt wird. Er verabreicht vielmehr weiterhin kreis-
laufstabilisierende und blutdrucksteigernde Medikamente. Die hinzugerufene Krankenpflege-
rin Laura Riese (L) erkennt sofort den Ernst der Lage und ruft einen Notarzt. Nach Ver-
bringen des B in ein Krankenhaus verstirbt er dort an den Folgen einer Sauerstoffunterver-
sorgung. Wann die irreversible, zum Tode führende Hirnschädigung durch Sauerstoffunter-
versorgung nach der Wiederbelebung eingetreten war, kann nicht sicher geklärt werden. Bei
einer sofortigen Verlegung in ein Krankenhaus nach der Reanimation hätte B mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit überlebt.

Die Freundin des B, Emmanuelle Porsch (E), schwört dem M Rache. Mit ihrer pinkfarbenen
Wasserpistole in der Tasche begibt sie sich Freitagnachmittag in die Praxis des M im Erd-
geschoss eines Wohngebäudes. Dort will sie für ihre weiteren Rachepläne einen Schlüssel zur
Praxis entwenden. Die Wasserpistole hat sie dabei, um – wenn nötig – ein Drohmittel zu
haben. Sie würde dann in die Tasche greifen und den Besitz einer echten Schusswaffe simulie-
ren, wenn sie den Schlüssel nicht einfach so erlangen kann. Als sie in die Praxis kommt, steckt
der Schlüssel aber unmittelbar im Schloss an der Türinnenseite. Sie zieht ihn ab und ver-
schwindet. Am nächsten Morgen dringt sie mithilfe des Schlüssels in die unbesetzte Praxis ein
und legt dort Feuer. Sie hält es für möglich und nimmt billigend in Kauf, dass sich das Feuer
auch auf das bewohnte Obergeschoss ausweiten könnte, vertraut aber darauf, dass Menschen
dadurch weder verletzt noch getötet werden. Das Feuer erfasst keine Gebäudeteile, zerstört
aber große Teile der Praxis. Eine konkrete Gefährdung für Menschen besteht nicht. Den
Schlüssel schickt E – wie von Anfang an geplant – anschließend in einem Briefumschlag mit
der Aufschrift „So!“ an M zurück.

Wie haben sich die Beteiligten nach dem StGB strafbar gemacht?

& LÖSUNGSHINWEISE

A. DIE VERTEIDIGUNG DES IPHONE – STRAFBARKEIT DER V

I. Strafbarkeit gem. §§ 212 I, 22, 23 I StGB
V könnte sich wegen versuchten Totschlags gem. §§ 212 I, 22, 23 I StGB strafbar gemacht
haben, indem sie B in die Brust schoss.

1. Vorprüfung
Die Tat ist nicht vollendet. Der spätere Tod des B ist der Handlung der V nicht zuzurechnen.
Die Versuchsstrafbarkeit ergibt sich aus §§ 23 I, 12 I StGB.

2. Tatbestand
V hatte Tatentschluss auf die Tötung des B und setzte unmittelbar zur Tatbestandsverwirk-
lichung an als sie B in die Brust schoss.

3. Rechtswidrigkeit

Hinweis: Die Schwierigkeit bei der nachfolgenden Prüfung besteht vor allem darin, die Rechtswidrigkeit
des Angriffs des B wegen des bestehenden zivilgesetzlichen Selbsthilferechts der V übersichtlich dar-
zustellen.

Die Handlung der V könnte durch Notwehr gem. § 32 StGB gerechtfertigt sein. Dazu müsste
die versuchte Tötung der Abwehr eines gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriffs des B gedient
haben.

B versuchte, V sein Handy aus der Hand zu treten. Dies stellt einen Angriff auf die
körperliche Integrität der V dar. Fraglich ist aber, ob B’s Angriff nicht selbst gerechtfertigt
war. Dies könnte sich aus § 859 II BGB ergeben, da V ihm zuvor sein Handy weggenom-
men hatte und die Tritte der Wiedererlangung des Handys dienten. Grundsätzlich deckt
§ 859 II BGB auch Gewalt gegen Personen ab, um einem Täter eine Sache wieder abzuneh-
men. Dies gilt jedoch nur, sofern der andere den Besitz der Sache durch verbotene Eigen-
macht gem. § 858 I BGB erlangt hat (MüKoBGB/Joost, Münchener Kommentar zum BGB,
6. Aufl. 2013, § 859 Rn. 12). Die Wegnahme der V stellt keine verbotene Eigenmacht dar,
wenn sie ihrerseits gesetzlich gestattet gewesen ist. Eine gesetzliche Gestattung könnte sich
aus § 229 BGB ergeben. Da bei dem Handgemenge das iPhone der V durch eine fahrlässige
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